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Begründungen und Erläuterungen 

Aktualisiertes Niedersächsisches Programm zur langfristigen  

ökologischen Waldentwicklung in den  

Niedersächsischen Landesforsten (LÖWE+) 

Programm der Landesregierung durch Beschluss vom 26.09.2017 

ergänzt durch Vereinbarung zum Niedersächsischen Weg, Stand 28.8.2020  

 

 

B. Grundsätze der ökologischen Waldentwicklung 

In Ausführung der gesetzlichen und politischen Vorgaben beschließt die Niedersächsische Lan-

desregierung nachstehende Grundsätze. 

Sie sollen die Bewirtschaftung der niedersächsischen Landesforsten nach ökologischen Ge-

sichtspunkten ausrichten und sind für diese bindend. Raumbedeutsame Aussagen sollen - je 

nach ihrer räumlichen Wirkung - in das Landesraumordnungsprogramm beziehungsweise in die 

Regionalen Raumordnungsprogramme integriert werden. 

 

1. Bodenschutz und standortgemäße Baumartenwahl 

2. Laubwald- und Mischwaldvermehrung 

3. Ökologische Zuträglichkeit 

4. Bevorzugung natürlicher Waldverjüngung 

5. Verbesserung des Waldgefüges 

6. Zielstärkennutzung 

7. Erhaltung alter Bäume, Schutz seltener und bedrohter Pflanzen- und Tierarten (Artenschutz) 

8. Sicherung eines Netzes von Waldschutzgebieten einschließlich von Wäldern mit natürlicher 

Waldentwicklung 

9. Gewährleistung besonderer Waldfunktionen 

10. Waldrandgestaltung und –pflege 

11. Ökologischer Waldschutz 

12. Ökosystemverträgliche Wildbewirtschaftung 

13. Ökologisch verträglicher Einsatz der Forsttechnik 
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Begründungen und Erläuterungen 

1. Grundsatz: Bodenschutz und standortgemäße Baumartenwahl 

Vorrangig ist die Erhaltung beziehungsweise Wiederherstellung der vollen natürlichen Leis-

tungskraft der Waldböden. Diese hängt von den physikalischen und chemischen Bodeneigen-

schaften sowie einer intakten Bodenbiozönose ab. Der Bodenschutz bildet die Grundlage für 

gesunde, vielfältige und leistungsstarke Wälder, sichert die Bildung hochwertigen Grundwas-

sers, stärkt die Kohlenstoffspeicherfunktion der Böden und trägt wesentlich zum Klimaschutz 

bei. 

Die natürlichen Standortkräfte sollen nicht nivelliert oder auf ein künstlich höheres Niveau ange-

hoben werden. Dazu gehört auch das Unterlassen dauerhafter Entwässerungsmaßnahmen von 

Feuchtstandorten. Waldmoore sollen erhalten oder soweit möglich revitalisiert werden.  

Intakte Böden sind zu erhalten. Auf ganzflächige maschinelle Bodenbearbeitung auf Verjün-

gungsflächen (auch Mulchen) wird im Landeswald grundsätzlich verzichtet. Die Regeneration 

von Böden, die durch frühere Wirtschaftsformen oder durch Schadstoffeinträge aus der Luft ge-

stört sind, soll gefördert werden, sofern keine anderen ökologischen Belange entgegenstehen. 

Eine Vollbaumnutzung ist nur im Einzelfall und nach kritischer Prüfung zulässig. 

In den Landesforsten sind ausschließlich Wälder aus standortgemäßen Baumarten zu begrün-

den. Dabei sollen natürliche Waldgesellschaften wiederverjüngt beziehungsweise in starkem 

Maße entwickelt werden (s. auch 3. Grundsatz). Sich ändernde klimatische Verhältnisse sollen 

berücksichtigt werden. Entscheidungsgrundlage sind die forstlichen Standortkartierungen. Ihre 

Ergebnisse sind, gegliedert nach ökologischen Wuchsräumen (forstliche Wuchsbezirke), plane-

risch umzusetzen. 

 

2. Grundsatz: Laubwald- und Mischwaldvermehrung 

In den Landesforsten sind zur Risikovorsorge, Klimaanpassung sowie zur Sicherung der Arten-

vielfalt und der Rohstoffversorgung in großem Umfang Mischwälder zu erziehen. In Anpassung 

an die jeweiligen ökologischen Verhältnisse genießt die Vermehrung von Laubmischwald Vor-

rang. Reinbestände sind auf die natürlichen Waldgesellschaften zu beschränken. 

Der Anteil der Laubbaumarten soll langfristig auf 65 % erhöht werden. 

Der Bedeutung der Nadelbaumarten wird mit einem langfristig angestrebten Anteil von 35 % 

Rechnung getragen. 

Die Erkenntnisse der Klimafolgenforschung sind zu berücksichtigen. 

 

3. Grundsatz: Ökologische Zuträglichkeit 

Das im Laufe der Evolution und der natürlichen Waldentwicklung in den verschiedenen Wuchs-

räumen entstandene Baumartenspektrum soll großräumig gefördert werden. 

Die Mischung mit Baumarten, die diesem Baumartenspektrum nicht angehören, ist möglich, so-

weit dies aus forstlichen Gründen erforderlich ist und dadurch die Waldökosysteme in ihrer Leis-

tungsfähigkeit, Stabilität und Elastizität nicht beeinträchtigt werden. 

Dabei sind Aspekte der Risikovorsorge, Klimaanpassung, Rohholzversorgung, Ertragssiche-

rung und des Naturschutzes miteinander abzuwägen. Durch geeignete Maßnahmen, wie Puf-

ferabstände, sind die natürlichen Waldgesellschaften sowie wertvolle Offenlandlebensräume 

dauerhaft zu erhalten.  

Eingeführte Baumarten müssen ökologisch zuträglich sein, das heißt standortgemäß, boden-

pfleglich, nicht über ein Normalmaß hinaus gefährdet, natürlich zu verjüngen, gut waldbaulich 

zu führen und leicht als Mischbaumart in die heimische Fauna und Flora zu integrieren. 



  

3 

Begründungen und Erläuterungen 

 

4. Grundsatz: Bevorzugung natürlicher Waldverjüngung 

Die Wiederbewaldung von Beständen erfolgt bevorzugt durch Naturverjüngung, sofern sie unter 

Berücksichtigung des Klimawandels auch zukünftig standortgemäß ist und nicht andere Schutz- 

und Entwicklungsfunktionen des Waldes entgegenstehen. 

Soweit es sich um nicht zielgerechte Pionier- oder Reinbestände, um nicht standortgemäße o-

der genetisch ungeeignete Waldbestände handelt, sind diese durch Pflanzung oder Saat, mög-

lichst unter Ausnutzung des Schirmes des Altbestandes, in standortgemäße Wälder zu überfüh-

ren. 

Dabei ist ökologisch angepasstes, herkunftsgesichertes Vermehrungsgut zu verwenden. 

 

5. Grundsatz: Verbesserung des Waldgefüges 

Die Stabilität und die Resilienz der Wälder sowie ihr Angebot an ökologischen Nischen soll au-

ßer durch Anpassung an die standörtlichen Möglichkeiten durch vertikal und horizontal geglie-

derte Waldstrukturen erhöht werden. Der Anteil der über 100-jährigen Bäume im Landeswald 

soll von momentan 25 % weiterentwickelt werden. Langfristiges Ziel ist es, dass Bestandspha-

sen über 160 Jahre einen Anteil von 10 % erreichen. Über regelmäßige Inventuren wird die Ent-

wicklung dokumentiert. Neben den unterschiedlichen Eigenschaften der Baumarten trägt die Art 

des Waldbaus wesentlich zur Ausformung der Waldgefüge bei. 

Die Wälder sollen daher so gepflegt, genutzt und verjüngt werden, dass sie möglichst kontinu-

ierlich bestockt sind und sich zu strukturreichen Wäldern entwickeln. Sie sind durch Ungleichalt-

rigkeit beziehungsweise einen kleinräumigen Wechsel der Altersphasen sowie durch eine deut-

liche Durchmesser- und Höhendifferenzierung gekennzeichnet. 

Auf Kahlschläge wird grundsätzlich verzichtet. Sie sind zulässig, soweit Pionierbestockungen, 

genetisch ungeeignete oder standortuntypische Bestockungen auf andere Weise nicht in stand-

ortgemäße Mischwälder umgewandelt werden können.  

 

6. Grundsatz: Zielstärkennutzung 

Wälder sollen möglichst alt werden und soweit wie möglich einzelstamm- oder gruppenweise 

nach Hiebsreife genutzt werden (Zielstärkennutzung).  

Die Hiebsreife des Einzelbaumes hängt von seiner Wuchsleistung, Qualität und Gefährdung ab.  

Die Zielstärkennutzung ist gegebenenfalls im Hinblick auf die Verbesserung der Waldgefüge, 

die Bestandesstabilität und die Lichtansprüche der Baumarten des Folgebestandes zu modifi-

zieren. 

 

7. Grundsatz: Erhaltung alter Bäume, Schutz seltener und bedrohter Pflanzen- und Tier-

arten (Artenschutz) 

Die Landeswälder bieten Lebensräume für viele seltene oder bedrohte Pflanzen-, Pilz- und Tier-

arten. Sie sind im Rahmen der ökologisch ausgerichteten Waldbewirtschaftung zu erhalten und 

zu fördern. Bei Holzernte- und Pflegemaßnahmen während der Brut- und Setzzeit wird dem 

Schutz von Säugetieren und Vögeln in besonderer Weise Rechnung getragen. Einen besonde-

ren Schutz genießen die Arten der FFH- und Vogelschutzrichtlinie, um ihren günstigen Erhal-

tungszustand zu sichern. 
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Bei der selektiven Nutzung des Waldes sollen wirksam nach Umfang und Verteilung in allen 

Wäldern alte, starke Habitatbäume erhalten werden, um Lebensraum für Tiere und Pflanzen der 

Alterungs- und Zerfallsphasen des Waldes zu sichern (Baumhöhlenbewohner, Insekten, Pilze, 

Moose, Flechten und anderes mehr). 

Neben den obligatorischen Habitatbäumen mit Großhöhlen, Horsten oder sonstigen Fortpflan-

zungs- und Ruhestätten der besonders geschützten Arten sollen Habitatbäume in Gruppen  

oder Kleinflächen ausgewählt, eindeutig gekennzeichnet und ihrer eigendynamischen Entwick-

lung bis zum natürlichen Zerfall überlassen werden. Durch das Aggregieren der Habitatbäume 

erhöht sich deren Lebensdauer. Aspekte des Arbeitsschutzes und der Verkehrssicherung wer-

den berücksichtigt. 

Dem Artenschutz dient auch das Belassen von starkem, stehendem und liegendem Totholz. 

welches im Landeswald für den Erhalt der Biodiversität in wirksamer Höhe, durchschnittlich auf 

die Gesamtfläche bezogen mindestens 40 m3/ha, erreichen soll (Grundlage für die Weiterent-

wicklung sind die Standards und das Verfahren nach BWI- 

Seltene und in ihrem Bestand bedrohte heimische Baumarten sollen auf geeigneten Standorten 

gezielt nachgezogen werden. Ihr genetisches Potenzial ist zu sichern. 

 

8. Grundsatz: Sicherung eines Netzes von Waldschutzgebieten einschließlich von Wäl-

dern mit natürlicher Waldentwicklung 

In angemessenem Umfang und repräsentativer Auswahl werden Waldflächen im Rahmen des 

Waldschutzgebietskonzepts sowie durch Schutzgebiete nach Naturschutzrecht mit typischen 

und seltenen Waldgesellschaften gesichert. Diese Waldflächen werden nicht oder nur mit be-

sonderen Auflagen bewirtschaftet.  

Die Holznutzung ruht dauerhaft in den Wäldern mit natürlicher Waldentwicklung. Diese bieten 

Raum für vollständige Waldlebenszyklen mit ihren Alterungs- und Zerfallsphasen und den daran 

gebundenen Lebensgemeinschaften. Zu ihnen zählen die Waldflächen in den Kernzonen der 

Großschutzgebiete, die Naturwälder, dem Prozessschutz gewidmete Waldflächen in Natur-

schutzgebieten und die für die natürliche Waldentwicklung bestimmten Habitatbaumflächen. Ihr 

Flächenanteil soll 10 % der Landeswaldfläche betragen. Diese Wälder stellen auch wertvolle 

Forschungsobjekte dar. Darüber hinaus wird auf 1.000 ha im Solling schrittweise bis 2028 ein 

Wildnisgebiet entwickelt. Dabei soll eine gemischte Altersstruktur mit Altbäumen in dem geplan-

ten Wildnisgebiet erhalten bleiben.  

Zielgerichtete Schutz-, Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen erfordern die nicht von Nutzungen 

ausgenommenen Flächen der Natura 2000-Gebietskulisse, die Mehrzahl der Naturschutzge-

biete sowie die folgenden Waldschutzgebietskategorien:  

 Naturwirtschaftswälder – sie gewährleisten die Erhaltung und Entwicklung naturnaher Wäl-

der aus Baumarten der jeweiligen natürlichen Waldgesellschaft.  

 Lichte Wirtschaftswälder – sie mit Habitatkontinuität dienen der Erhaltung und Entwicklung 

strukturreicher Wälder aus standortheimischen Lichtbaumarten, insbesondere Eichenwäl-

der.  

 Kulturhistorische Wirtschaftswälder – sie sind dazu bestimmt, historische Waldnutzungsfor-

men wie Hute- und Mittelwälder gezielt zu erhalten beziehungsweise wiederherzustellen. 

Die Waldschutzgebiete tragen wesentlich dazu bei, einen günstigen Erhaltungszustand der Le-

bensraumtypen zu sichern oder zu entwickeln und den relativen Anteil der hervorragend ausge-

prägten Lebensraumtypen zu erhöhen. 
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Darüber hinaus sind die durch das Naturschutzgesetz besonders geschützten Biotope zu erhal-

ten. Außerdem sollen seltene und wertvolle Einzelbiotope, die nicht einem gesetzlichen Schutz 

unterliegen, bei der Waldpflege beachtet und bei Bedarf gepflegt werden. 

Die Wälder mit natürlicher Entwicklung und die übrigen Schutzgebiete im Wald leisten einen 

wichtigen Beitrag zum Biotopverbund und zur Umsetzung der nationalen Strategie zur biologi-

schen Vielfalt. 

 

9. Grundsatz: Gewährleistung besonderer Waldfunktionen 

Der Wald übt auf vielfältige Art und Weise einen positiven Einfluss auf die Umwelt und den 

Menschen aus. Er schützt beziehungsweise verbessert die natürlichen Lebensgrundlagen Was-

ser, Boden, Luft und Klima und bietet naturnahe Lebens-, Erholungs- und Erlebnisräume. So-

weit diese Waldfunktionen mit der Entwicklung eines ökologischen Waldbaus nicht ohnehin in 

ausreichendem Maße gewährleistet werden können, ist die örtlich herausgehobene Funktion 

besonders zu entwickeln. 

Für besondere Naturdienstleistungen, die die Landesforsten auf der Grundlage besonderer För-

derprogramme oder Ökosystemleistungsverträge über normale waldbauliche Standards hinaus 

zum Erhalt der Biodiversität erbringen, sollen Finanzierungen durch das Land oder Dritte ge-

nutzt werden. 

Als Planungsgrundlagen dienen auf den unterschiedlichen räumlichen Ebenen Raumordnung, 

Landes- und Regionalplanung, Bauleitplanung, Landschaftsplanung und Biotopkartierung der 

Naturschutzverwaltung sowie Forstliche Rahmenplanung, Waldfunktionenkartierung und Wald-

biotopkartierung des Forstbereiches. 

Schutzfunktionen dürfen durch die Erholungsfunktion nicht gefährdet werden. 

 

10. Grundsatz: Waldrandgestaltung und -pflege 

Waldaußenränder und Waldinnenränder haben eine erhebliche Bedeutung für den vorbeugen-

den Waldschutz, den Naturschutz, das Landschaftsbild und den Erholungswert. Daneben kön-

nen sie auch Bodenschutz-, Klimaschutz-, Immissionsschutz- und Sichtschutzfunktionen erfül-

len. 

Zur Gewährleistung dieser Funktionen sind sie gezielt zu gestalten und im Laufe der Bestan-

desentwicklung konsequent zu pflegen. In der Regel sollen sie in angemessener Tiefe aus hei-

mischen Kraut-, Strauch- und Baumarten abwechslungsreich aufgebaut, zur Feldflur abgedacht 

und dauernd bestockt sein. Die Habitatkontinuität alter Waldränder ist zu sichern. 

Pflegeeingriffe sind auf den Schutz der konkurrenzschwächeren Pflanzenarten auszurichten. 

Als linienförmige Strukturelemente haben Waldränder eine große Bedeutung für den Biotopver-

bund. 

 

11. Grundsatz: Ökologischer Waldschutz 

Der biologische Waldschutz genießt Vorrang vor technischen Maßnahmen. Diesem Grundsatz 

entspricht als vorbeugende Maßnahme die Entwicklung und Pflege einer standortangepassten, 

größtmöglichen Arten- und Strukturvielfalt von Mischwäldern. Sie unterstützt die Selbstheilungs-

kräfte des Waldes. 

Der Einsatz ökosystemfremder Stoffe zur Abwehr von Schäden ist nur zulässig, wenn eine exis-

tenzielle Gefährdung von Beständen und Wäldern und ihrer Funktionen besteht.  



  

6 

Begründungen und Erläuterungen 

Der Einsatz hat dem Prinzip der relativ höchsten Umweltverträglichkeit zu folgen. 

Deshalb sind biotechnische Maßnahmen zu bevorzugen. 

Soweit sie nicht zur Verfügung stehen oder nicht ausreichen, dürfen nur selektiv wirkende Mittel 

in der geringstmöglichen Dosis zum Einsatz kommen. Nach Möglichkeit soll ihre Anwendung 

zur Minimierung der jeweiligen Dosis mit biotechnischen Verfahren kombiniert werden. 

 

12. Grundsatz: Ökosystemverträgliche Wildbewirtschaftung 

Wälder gehören zum Lebensraum heimischer Wildarten. Die Wildbestände sind so zu bewirt-

schaften, dass die Selbstregulationskräfte der Waldökosysteme nicht eingeschränkt und die 

Entwicklungsmöglichkeiten des ökologischen Waldbaus nicht gefährdet werden. Im Zweifel ge-

nießen waldbauliche Ziele Vorrang vor jagdlichen Zielen. 

Die Wildbestände sind dann ökosystemverträglich, wenn sich sowohl Pionierbaumarten als 

auch die Hauptbaumarten ohne Schutz verjüngen lassen, weitgehend ohne Schälschäden er-

wachsen und sich auch die Kraut- und Strauchschicht in ihrer lebensraumtypischen Zusammen-

setzung entwickeln kann. 

Auf Grundlage verbesserter wildökologischer Kenntnisse sollen die Jagdmethoden laufend ver-

bessert werden. 

 

13. Grundsatz: Ökologisch verträglicher Einsatz der Forsttechnik 

Die Pflege des Waldes soll behutsam die natürlichen dynamischen Prozesse steuern.  

Der biologischen Rationalisierung ist also Vorrang einzuräumen. 

Die Forsttechnik hat sich an den ökologischen Erfordernissen auszurichten. Es sind Arbeitsver-

fahren zu planen und anzuwenden, die die Waldböden und die Waldbestände in ihrer Struktur- 

und Artenvielfalt schonen. 

Der technische Fortschritt ist zu nutzen, um auch die Arbeitssicherheit zu erhöhen.  

Es ist ein dauerhaftes Feinerschließungsnetz festzulegen, um ein flächiges Befahren der Be-

stände zu verhindern. 

 


